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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation 

1. Abgeordneter 
Horst 
Kubatschka 
(SPD) 

Wie reagiert die Bundesregierung auf die mög-
licherweise eintretende massive Installation von 
Sendern für ,,Home-Handies" auf Hausdächern, 
da die Benutzung des Leitungsnetzes der Deut-
schen Telekom AG zu teuer ist? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 

2. Abgeordneter 
Wolf-Michael 
Catenhusen 
(SPD) 

Welche Mittel der Projektfinanzierung und der 
industriellen Förderung wurden und werden vom 
Bundesministerium für Forschung und Technolo-
gie bzw. vom Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie in den 
Jahren 1990 bis 1996 für die Erforschung der 
menschlichen Erbanlagen bereitgestellt, und 
welche Mittel sind in der mittelfristigen Planung 
für die Jahre 1997 bis 1999 veranschlagt? 

3. Abgeordneter 
Wolf-Michael 
Catenhusen 
(SPD) 

Welche Industrieunternehmen aus Deutschland 
und anderen Ländern haben bislang an vom Bun-
desministerium für Forschung und Technologie 
geführten Projekten der Genom-Forschung teil-
genommen bzw. haben sich an Vorschlägen für 
Forschungsprojekte beteiligt? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 

4. Abgeordneter 
Hubert 
Hüppe 
(CDU/CSU) 

Ist der Bundesregierung ein Fall bekannt, wo 
nach Inkrafttreten des neugefaßten § 218 a StGB 
eine medizinische Indikation zum Abbruch der 
Schwangerschaft — unter Berücksichtigung des 
Umstandes, daß danach eine Abtreibung bis zur 
Geburt möglich ist und daß laut einer Sendung im 
ZDF auch nicht selten aufgrund einer drohenden 
Behinderung des Kindes eine medizinische Indi-
kation gestellt wird — einer gerichtlichen Über-
prüfung unterzogen worden ist? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 

5. Abgeordneter 
Otto 
Schily 
(SPD) 

Hat die Bundesregierung überprüft, ob — ähnlich 
wie im Falle der Bremer Vulkan Verbund AG — 
bei anderen von der Treuhand-Anstalt oder der 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder-
aufgaben privatisierten Unternehmen im Wege 
des sog. „Cash-Managements" Finanzmittel 
zweckentfremdet worden sind? 

6. Abgeordneter 
Otto 
Schily 
(SPD) 

Wann hat die Bundesregierung erstmals einen 
Hinweis darauf erhalten, daß bei der Bremer 
Vulkan Verbund AG Finanzmittel zweckent-
fremdet worden sind, und welche Maßnahmen 
hat sie daraufhin veranlaßt? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

7. Abgeordneter 
Günter 
Marten 
(CDU/CSU) 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um 
angesichts der Fangquotenverteilung zwischen 
den deutschen Hochseefischereiunternehmen, 
die wirtschaftliche Überlebensfähigkeit der 
Mecklenburger Hochseefischerei zu sichern? 

8. Abgeordneter 
Günter 
Marten 
(CDU/CSU) 

Wie reagiert die Bundesregierung auf Über-
legungen, die bislang von den Mecklenburger 
Hochseefischern genutzte Freifangzone in der 
Irminger See südwestlich von Island ab 1997 
ebenfalls zu quotieren und damit den Rostocker 
Fischern, die mangels ausreichender Quoten für 
den lukrativen Kabeljau- und Heilbuttfang sich 
auf den in der Irminger See vorkommenden Rot-
barsch geradezu spezialisiert haben, ein wichti-
ges wirtschaftliches Standbein zu nehmen? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 

9. Abgeordneter 
Hubert 
Hüppe 
(CDU/CSU) 

Wie ist sichergestellt, daß, falls ein Kind nach 
einer im letzten Schwangerschaftsdrittel vorge-
nommenen Abtreibung im Rahmen der nun gel-
tenden erweiterten medizinischen Indikation 
lebend zur Welt kommt, dieses medizinisch ver-
sorgt wird, und sieht die Bundesregierung ggf. 
gesetzgeberischen Handlungsbedarf? 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 

10. Abgeordneter 
Cern 
Özdemir 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Türkei in der Region Sivas Dörfer von Angehöri-
gen der alevitischen Glaubensgemeinschaft von 
türkischen Sicherheitskräften unter dem Vor-
wand der Terrorismusbekämpfung zwangsge-
räumt werden, und welche Schlußfolgerungen 
zieht die Bundesregierung daraus? 

11. Abgeordneter 
Gernot 
Erler 
(SPD) 

Woran liegt es, daß die Bundesregierung ihre 
Zusage, 200 Polizisten für die zivile Umsetzung 
des Dayton-Abkommens zur Verfügung zu stel-
len, noch nicht erfüllt hat, und bis wann ist mit der 
Bereitstellung der Polizeikräfte zu rechnen? 

12. Abgeordneter 
Gernot 
Erler 
(SPD) 

Welche Zusagen Dritter zur Finanzierung des 
Soforthilfeprogramms für den Wiederaufbau 
Bosniens sind bisher realisiert worden, und wie 
bewertet die Bundesregierung den aktuellen 
Stand der Mittelbereitstellung für die zivile Absi-
cherung des Dayton-Prozesses? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 

13. Abgeordneter 
Dr. Egon 
Jüttner 
(CDU/CSU) 

Was unternimmt die Bundesregierung, damit die 
im Vergleich zu den Beamtenpensionären sowie 
den aktiven Angestellten und Lohnempfängern 
des öffentlichen Dienstes benachteiligten Zusatz-
versorgungsempfänger einen finanziellen Aus-
gleich erhalten? 

14. Abgeordneter 
Dr. Burkhard 
Hirsch 
(F.D.P.) 

Welche Staaten haben das Zweite Zusatzproto-
koll vom 2. November 1993 zum Übereinkommen 
des Europarates zur Verringerung der Mehrstaa-
tigkeit und über die Wehrpflicht von Mehrstaa-
tern von 1962 gezeichnet sowie ratifiziert, und 
wann ist es in Kraft getreten? 

15. Abgeordneter 
Dr. Burkhard 
Hirsch 
(F.D.P.) 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Ratifizierung dieses von ihr gezeichneten Zusatz-
protokolls einzuleiten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 

16. Abgeordneter 
Hans 
Büttner 
(Ingolstadt) 
(SPD) 

Wie gedenkt die Bundesregierung zu reagieren, 
wenn sich angesichts der bisherigen Verhandlun-
gen der Tarifparteien über einen Tarifvertrag 
zum Entsendegesetz die Gefahr verstärken sollte, 
daß durch das Verhalten der Arbeitgeber die 
Umsetzung des Gesetzes verzögert wird und wei-
tere Arbeitsplätze in Gefahr geraten? 

17. Abgeordneter 
Hans 
Büttner 
(Ingolstadt) 
(SPD) 

Setzt sich die Bundesregierung dafür ein, daß der 
neue Vorschlag für eine Entsenderichtlinie, den 
die italienische Präsidentschaft eingebracht hat, 
im Ministerrat zügig verabschiedet und der Deut-
sche Bundestag entsprechend der verfassungs-
mäßigen Vorgaben an dem Verfahren beteiligt 

wird? 

18. Abgeordneter 
Adolf 
Ostertag 
(SPD) 

Wie hat sich der Einsatz der arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumente im Vergleich zum Vorjahr ent-
wickelt, und welche Auswirkung auf den Arbeits-
markt ergeben sich daraus angesichts der Tat-
sache, daß in der Privatwirtschaft und im öffent-
lichen Dienst derzeit Entlassungen diese Neuein-
stellungen weit überwiegen? 

19. Abgeordneter 
Adolf 
Ostertag 
(SPD) 

Wie verträgt sich die Ankündigung des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung, Norbert 
Blüm, die Arbeitsmarktpolitik in den neuen Län-
dern auf das Westniveau zurückzuführen, mit der 
Tatsache, daß die neuen Länder von einem sich 
selbst tragenden Wirtschaftswachstum noch 
weit entfernt sind? 

20. Abgeordneter 
Peter 
Dreßen 
(SPD) 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus dem Verhalten vieler Baubetriebe, die 
während der Winterperiode Arbeitnehmer ent-
gegen dem Tarifvertrag entlassen, und wie wirkt 
sich dieses Unterlaufen der Schlechtwettergeld-
Nachfolgeregelung auf den Arbeitsmarkt bzw. 
die Finanzlage der Bundesanstalt für Arbeit aus? 

21. Abgeordneter 
Peter 
Dreßen 
(SPD) 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, um 
die verabschiedeten Gesetze auch tatsächlich 
wirksam werden zu lassen und einen weiteren 
Anstieg über die ca. 300000 Arbeitslosen in den 
Bauberufen hinaus zu verhindern? 
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22. Abgeordneter 
Ottmar 
Schreiner 
(SPD) 

Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
neben der Altersteilzeit auch generell die Teil-
zeitarbeit zu fördern, z. B. entsprechend dem 
Gesetzentwurf des Bundesrates? 

23. Abgeordneter 
Ottmar 
Schreiner 
(SPD) 

Wie reagiert die Bundesregierung auf die jüngst 
geäußerte Forderung eines konservativen Wirt-
schaftspolitikers, die Geringfügigkeitsgrenze in 
der Sozialversicherung weitgehend zu b eseiti-
gen? 

24. Abgeordnete 
Doris 
Barnett 
(SPD) 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus den bisher erfolglosen Bemühungen um 
einen Abbau von Überstunden angesichts des 
erneuten Anstiegs der Arbeitslosigkeit? 

25. Abgeordnete 
Doris 
Barnett 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung bereit, ggf. Druck auf die 
Arbeitgeber auszuüben, damit Vereinbarungen 
zu Arbeitszeitkonten und zum Überstunden-
abbau entsprechend dem Bündnis für Arbeit 
auch tatsächlich zustandekommen? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 

26. Abgeordneter 
Dr. Egon 
Jüttner 
(CDU/CSU) 

Wie werden die in Nürnberg vom Deutsch-Tsche-
chischen Jugendrat für 1996 vereinbarten 
Jugendaustauschprogramme im einzelnen aus-
gestaltet sein, und an welchen Orten finden sie 
statt? 

27. Abgeordnete 
Antje-Marie 
Steen 
(SPD) 

Wie beteiligt sich die Bundesregierung an der 
Vorbereitungskonferenz der EU am 25. und 
26. April 1996 in Straßburg für die Weltkonferenz 
gegen kommerzielle sexuelle Ausbeutung von 
Kindern, die in der Zeit vom 27. bis 31. August 
1996 in Stockholm stattfindet? 

28. Abgeordnete 
Antje-Marie 
Steen 
(SPD) 

Wer wird an dieser Vorbereitungsrunde von 
seiten der Bundesregierung teilnehmen, bzw. 
sind Mitglieder des Bundestages als Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer dazu eingeladen worden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 

29. Abgeordnete 
Gila 
Altmann 
(Aurich) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus dem Tankerunfall vor Wales, um an der 
deutschen Küste eine hinreichende Sicherheits-
vorsorge durch Vorhaltung ausreichender 
Schlepperkapazitäten, Erarbeitung von Notf all-

und  Katastrophenplänen sowie moderner und 
angemessener Bergungsverfahren sicherzustel-
len? 

30. Abgeordnete 
Gila 
Altmann 
(Aurich) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Gibt es eine, den von der amerikanischen Regie-
rung aus dem amerikanischen Exxon-Valdez-
Unfall gezogenen Konsequenzen entsprechende 
Regelung für deutsche Häfen, wonach diese nur 
noch durch Doppelrumpf-Tanker angelaufen 
werden dürfen, und wenn nicht, gedenkt die 
Bundesregierung, als Konsequenz aus dem Un-
fall der Sea Empress eine derartige Regelung ein-
zuführen, und wenn ja, wie verhält sich die Bun-
desregierung zu der Äußerung des Leiters der 
Cuxhavener Sonderstelle des Bundes zur Be-
kämpfung von Ölunfällen auf See, daß Verglei-
che mit einem möglichen Tankerunfall wegen 
entscheidender Unterschiede in der Küstenstruk-
tur nicht zu ziehen seien? 

31. Abgeordneter 
Dietmar 
Schütz 
(Oldenburg) 
(SPD) 

Welche nationalen und internationalen Instru-
mente existieren nach Auffassung der Bundes-
regierung, um zu verhindern, daß nicht mehr den 
heutigen Sicherheitsanforderungen entspre-
chende Einhüllen-Tanker, wie die „Sea 
Empress" , weiterhin ökologisch sensible Küsten-
zonen befahren dürfen, und in welcher Form wird 
die Bundesregierung sich im Rahmen der EU und 
anderer internationaler Organisationen dafür 
einsetzen, daß Einlauf- und Fahrverbote für Ein-
hüllen-Tanker vor allem in der Nordsee mit dem 
hochsensiblen Wattenmeer beschlossen werden? 

32. Abgeordneter 
Dietmar 
Schütz 
(Oldenburg) 
(SPD) 

Welche Initiativen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um die Haftungs- und Schadensersatz-
bedingungen dergestalt weiterzuentwickeln, daß 
Flaggenstaaten und Reeder stärkere Anreize in 
Richtung Sicherheitsverbesserungen und sicher-
heitstechnische Nachrüstungen ihrer Tanker-
flotte erhalten, und ist die Bundesregierung 
bereit, Einlauf- und Durchfahrtverbote für Schiffe 
zu verhängen, deren Versicherungen nicht den 
internationalen Anforderungen entsprechen? 
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33. Abgeordneter 
Klaus Dieter 
Reichardt 
(Mannheim) 
(CDU/CSU) 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar-
über vor, daß die Schnellbahnverbindung Paris — 
Ostfrankreich — Südwestdeutschland (POS) auf-
grund von Schwierigkeiten bei der Finanzierung 
auf französischer Seite oder durch eine Nicht-
gewährung europäischer Mittel gefährdet wer-
den könnte? 

34. Abgeordneter 
Klaus Dieter 
Reichardt 
(Mannheim) 
(CDU/CSU) 

In welcher Höhe erwartet die Bundesregierung 
eine Bezuschussung des Projektes aus Haushalts-
mitteln der EU, sowohl für den deutschen als auch 
für den französischen Teil dieser Strecke? 

35. Abgeordneter 
Dr. Winfried 
Wolf 
(PDS) 

Wurde vom Bundesministerium für Verkehr eine 
Studie über Planung, Auswirkungen und Reali-
sierbarkeit der Eisenbahnkonzeption für Berlin 
erstellt oder in Auftrag gegeben, und wenn ja, ist 
diese öffentlich zugänglich? 

36. Abgeordneter 
Dr. Winfried 
Wolf 
(PDS) 

Mit welchen Annahmen und mit welchen Varian-
ten erfolgte die Wirtschaftlichkeitsberechnung 
im Planfeststellungsverfahren Verkehrsanlagen 
Zentraler Bereich von Berlin? 

37. Abgeordneter 
Horst 
Friedrich 
(F.D.P.) 

Welche verkehrspolitische Bedeutung hat der 
Konrad-Adenauer-Flughafen für das Luftfracht-
Transportaufkommen in Deutschland und für das 
Personenverkehrsaufkommen im Flugverkehr, 
und welche nationalen und europäischen Flug-
häfen stehen im Standortwettbewerb mit dem 
Konrad-Adenauer-Flughafen sowohl im Fracht-
als auch im Personenverkehr? 

38. Abgeordneter 
Horst 
Friedrich 
(F.D.P.) 

Wie groß ist das Luftfrachtaufkommen in 
Köln/Bonn im Verhältnis zum Personenbeförde-
rungsauf kommen? 

39. Abgeordneter 
Jörg 
van Essen 
(F.D.P.) 

Wie ist der Bund am Konrad-Adenauer-Flug-
hafen beteiligt, und welche Einflußmöglichkeiten 
hat er auf die unternehmerischen Entscheidun-
gen im Flughafenbereich? 

40. Abgeordneter 
Jörg 
van Essen 
(F.D.P.) 

In welcher Weise wurden diese Einflußmöglich-
keiten bisher genutzt? 
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41. Abgeordneter 
Dr. Guido 
Westerwelle 
(F.D.P.) 

Wie reagiert die Bundesregierung auf die Ver-
lagerung des europäischen Frachtumschlagplat-
zes der Firma TNT nach Lüttich im Hinblick auf 
die wirtschaftliche Zukunft des Flughafens und 
die Veräußerbarkeit der Bundesanteile an der 
Flughafengesellschaft? 

42. Abgeordneter 
Dr. Guido 
Westerwelle 
(F.D.P.) 

Welche Umstände kennt die Bundesregierung, 
die zur Entscheidung der Firma TNT geführt 
haben, ihren Standort Lüttich zu verlagern, und 
welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen bzw. gedenkt sie zu ergreifen, um die 
Firma am Standort Köln/Bonn zu halten? 

43. Abgeordneter 
Paul K. 
Friedhoff 
(F.D.P.) 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, durch Maßnahmen der Flugsicherung und 
der Flugleitung zu erreichen, daß die nächtliche 
Lärmbelastung für die Anwohner des Konrad-
Adenauer-Flughafens verringert wird? 

44. Abgeordneter 
Paul K. 
Friedhoff 
(F.D.P.) 

Welche Bemühungen verfolgt die Bundesregie-
rung, die international geregelte Klassifizierung 
der Flugzeuge in die beiden Lärmschutzklassen II 
und III stärker zu unterteilen, um besonders 
lärmarme Flugzeuge kennzeichnen zu können? 

45. Abgeordneter 
Roland 
Kohn 
(F.D.P.) 

Welche Leistungen trägt der Bund für die ver-
kehrstechnische Anbindung des Konrad-Ade-
nauer-Flughaf ens? 

46. Abgeordneter 
Roland 
Kohn 
(F.D.P.) 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie-
rung zu ergreifen, um weitere Verlagerungsent-
scheidungen von Luftfrachtunternehmen aus 
dem Raum Köln/Bonn zu verhindern? 

47. Abgeordnete 
Ina 
Albowitz 
(F.D.P.) 

Welche Beschränkungen bestehen bisher für den 
Nachtflug am Konrad-Adenauer-Flughafen, und 
wie hat die Bundesregierung ihren Einfluß auf die 
Regelungen und Beschränkungen des Nachtflug-
verkehrs im allgemeinen und speziellen genutzt? 

48. Abgeordnete 
Ina 
Albowitz 
(F.D.P.) 

Wie reagiert die Bundesregierung auf den 
Vorschlag, in Köln/Bonn eine sog. Kernruhezeit 
einzuführen, um die betroffenen Anwohner zeit-
weise vor Nachtfluglärm zu schützen, insbeson-
dere unter wirtschaftlichen und beschäftigungs-
politischen Aspekten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 

49. Abgeordneter 
Dr. Olaf 
Feldmann 
(F.D.P.) 

Welche Kosten erwartet die Bundesregierung 
durch die Umsetzung der FCKW-Halon-Verbots-
verordnung bei einer Umrüstung von klimatisier-
ten Waggons der Deutschen Bahn AG, die sowohl 
der Personen- als auch der Kühlgutbeförderung 
dienen sowie von klimatisierten Reisebussen? 

50. Abgeordneter 
Dr. Olaf 
Feldmann 
(F.D.P.) 

Wie kann die Bundesregierung sicherstellen, daß 
nach Ablauf der Übergangsfrist im Juni 1998 
keine ausländischen Busse und Eisenbahn-Wag-
gons in die Bundesrepublik Deutschland einfah-
ren, die nicht zuvor auf FCKW-freie Kältemittel 
umgerüstet worden sind? 

51. Abgeordneter 
Wolfgang 
Behrendt 
(SPD) 

Trifft es zu, daß die im Endlager Morsleben 
befindlichen Europiumstäbe in ihrem derzeitigen 
Zustand nicht sicher transportiert und in einer 
Landessammelstelle gelagert werden können 
und somit das Land Sachsen-Anhalt, auch wenn 
eine Landessammelstelle vorhanden wäre, diese 
nicht aufnehmen dürfte? 

52. Abgeordneter 
Wolfgang 
Behrendt 
(SPD) 

Wie sollen die o. g. Europiumstäbe konditioniert 
werden, und wer trägt hierfür die organisato-
rische und finanzielle Verantwortung? 

53. Abgeordnete 
Vera 
Lengsfeld 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Aus welchen Gründen stellt das Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit den Fraktionen der Oppositionsparteien 
auch nach mehrmaligem Anfragen keinen 
aktuellen Gesetzentwurf zur Novellierung des 
Bundesnaturschutzgesetzes zur Verfügung, wäh-
rend das Bundesministerium in einem Presse-
gespräch am 2. Februar 1996 Vertretern der 
Presse (u. a. der Süddeutschen Zeitung, der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung und Nachrich-
tenagenturen) einen umfassenden Entwurf mit 
Begründung mit Datum vom 31. Januar 1996 aus-
händigte? 
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54. Abgeordneter 
Horst 
Kubatschka 
(SPD) 

Wie reagiert die Bundesregierung auf die 
Gesundheitsgefährdung (z. B. Veränderung der 
Hirnströme) durch ,,Home-Handies", die mit 
gepulster Technik (DECT, Digital European 
Cordless Telecommunication) arbeiten und deren 
Basisstationen nonstop gepulste Strahlung aus-
senden, auch wenn sie nicht in Gebrauch sind? 

Bonn, den 1. März 1996 


